
 Kolleginnen und     Kollegen, Einigkeit ist unsere Stärke!

Hensoldt: Waffensysteme aus Taufkirchen 

verlängern den Krieg! ................................ 2

Gewerkschaften: Auf Draht dokumentiert 

Beschlüsse von Verdi und GEW zum Krieg... 3

Verdi: Kündigung abgeschmettert! Kollege 

Orhan Akman gehört zu Verdi ................... 4

Fachkräfteeinwanderungsgesetz: „Für 

Wirtschaft und Wohlstand“ ......................... 5

München: Wir wollen Wohnungen! .............. 7Herausgeber: DKP München und Gruppe KAZ  18. Juli 2023  

Fo
to

: 
ev

g-
on

lin
e

Streik der Eisenbahner im Münchner Hauptbahnhof.

Knackpunkte waren die Laufzeit und die 
Anhebung der unteren Lohngruppen, 

die Kernforderung der Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft. Das war der Stand 
am 22. Juni. Doch dann hat sich die EVG 
auf Vorschlag der DB AG überraschend auf 
eine Schlichtung eingelassen. Ohne Not, 
denn anders als beim Öffentlichen Dienst 
(ÖD) gibt es keine Schlichtungsordnung. 
Die Begründung der EVG-Verhandler 
ist, Fahrgäste während der Urlaubszeit 
nicht schädigen zu wollen. Ein Teil der 

EVG geht in Schlichtung – Streikwesten bereit halten!
Die EVG hatte die Tarifverhandlungen für gescheitert erklärt und eine Urabstimmung
über Streik  angekündigt.

Arbeiterklasse kann sich übrigens gar 
keinen Urlaub leisten.

Die Schlichtung beginnt am 17. Juli. 
Spätestens am 31. Juli soll ein Ergebnis 
vorliegen. Bis dahin soll nicht gestreikt 
werden, auch die begonnene Urabstim-
mung ist ausgesetzt. (Siehe Kasten zur 
Schlichtung.) Bis zu einem Ergebnis 
dauert es also bis August. Dann erst die 
Urabstimmung: Wenn 75 Prozent der orga-
nisierten Bahner das Schlichtungsergebnis 
ablehnen, will die EVG weiterkämpfen, 

was unbefristeten Streik bedeutet. Jedoch 
die aktuelle Erfahrung zeigt, wie die Ab-
kühlungsphase wirken kann. Nach der 
Schlichtung im ÖD wurde das Ergebnis 
von den Kolleginnen und Kollegen in der 
Urabstimmung angenommen, wenn auch 
genervt. Es gibt bereits Proteste von Eisen-
bahngewerkschaftern gegen das Vorgehen 
der EVG-Tarifkommision, sich auf die 
Schlichtung einzulassen. Kolleginnen und 
Kollegen bei der DB, haltet die Streikwes-
ten griffbereit!                                      nkrn

Schlichtung Während der Tarifrunde im Öffentlichen Dienst war in der Auf Draht vom 25. Mai 2023 zu lesen: „Schlichtung ist immer 
ein Instrument zur Unterbrechung – ‚Abkühlungsphase‘ – von laufenden Kämpfen wie jetzt der Warnstreiks. Bei der Auseinandersetzung 
geben zwei unbeteiligte, neutrale Personen, diesmal von SPD und CDU, den Ausschlag. Auf dicken Polstern sitzend tüfteln sie aus, 
was die bekommen sollen, die seit der letzten Tarifrunde vor zwei Jahren bei zweistelligen Inflationsraten ihre Knochen hingehalten, 
ihre Gesundheit verschlissen haben.”
Es geht also wieder darum, den kämpferischen Schwung rauszunehmen. Das trifft nun die Kolleginnen und Kollegen der DB!

Ein Muster für das Schlichtungsergebnis? 20 Eisenbahnunternehmen haben mittlerweile mit der EVG abgeschlossen: Einmal-
zahlung 2.850 Euro (die bisher als Mogelpackung von der EVG abgelehnt wurde), 290 Euro monatlich ab 1. November 2023, 130 
Euro monatlich ab 1. April 2024, Laufzeit 21 Monate.
Zur Erinnerung die Forderungen der EVG, mit der sie angetreten ist: 12 Prozent mehr Lohn, mindestens 650 Euro monatlich, Laufzeit 
12 Monate!
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Der Jäger freut sich über sein Nacht-
sichtgerät von Hensoldt ebenso wie 

der Richtschütze im Leopard-Panzer. Auch 
der Pilot im Eurofighter wirft gerne einen 
Blick auf den Radarschirm von Hensoldt.

Der gleichnamige Rüstungskozern mit 
Sitz in Taufkirchen bei München liefert 
optoelektronische Systeme und Senso-
rik für alles, was todbringend ist. In der 
Presse aufgetaucht ist der Konzern mit 
dem Ukrainekrieg, welcher den Umsatz 
kräftig ansteigen ließ. Der Gewinn sprang 
um 80 Prozent nach oben. (Handelsblatt, 
11. Mai 2023)

Der Konzern ist eine interessante Kon- 
struktion. Er entstand 2018 mit der Aus- 
gründung der so genannten Verteidigungs-
sparte von Airbus. (Übrigens auch in Tauf-
kirchen.) Seit 2020 sind 25,1 Prozent von 
Hensoldt in deutschem Staatsbesitz und 
sichern eine Sperrminorität. (Das Gesell-
schaftsrecht verlangt bei existenzwichtigen 
Entscheidungen eine Mehrheit von 75 
Prozent der stimmberechtigten Aktien.) 
Die Beteiligung der BRD wurde mit „si-

cherheitspolitischen Aspekten” begründet. 
(Süddeutsche Zeitung, 16. Dezember 
2020) Um die Bundeswehr kriegsfähig 
zu machen, braucht es daher  staatliche 
Kontrolle zur Abwehr von ausländischen 
Kapitalen.

Der CEO von Hensoldt, Thomas Müller, 
erklärt, er sei „für Aufträge von der Bun-
deswehr bereit” und schielt wohl schon auf 
das Bundeswehr-Sondervermögen von 100 
Milliarden Euro. Er rechnet noch in diesem 
Geschäftsjahr mit Aufträgen über Radare 
für den Schützenpanzer Puma und den 
Kampfpanzer Leopard. (Süddeutsche Zei-
tung, 9. Mai 2020) Und zwar für jene, die 
von der Bundesregierung an die Ukraine 
geliefert wurden und dort im Einsatz sind.

Diese deutsche Kriegsbeteiligung bezahlt 
die arbeitende Bevölkerung. Nicht nur 
durch das Abtragen der Schulden aus dem 
so genannten Sondervermögen, sondern 
auch mit Einbußen durch den rasanten 
Sozialabbau. Im neuen Bundeshaushalt 
ist der einzige Posten, der erhöht wurde, 
die Aufrüstung der Bundeswehr. Kriegsmi-

nister Pistorius (SPD) erhält 52 Milliarden 
Euro, zusätzliche 19 Mrd. holt er sich aus 
dem Sondervermögen. 

Dagegen wird die Kindergrundsicherung 
von mindestens notwendigen zwölf Mil-
liarden Euro auf zwei Mrd. gekappt. Die 
Kinderarmut nimmt zu, der Krieg wird 
verlängert, die Aktien steigen beim staat-
lichen Rüstungskonzern vor den Toren 
Münchens.  

•	 100 Mrd für unsere Kinder! 
•	 Hensoldt enteignen!
•	 keine Waffen in die Ukraine!

                               nkrn

Waffensysteme aus Taufkirchen verlängern den Krieg!
Die Kinderarmut nimmt zu, der Krieg wird verlängert, die Aktien steigen bei den Konzernen

Hauptaktionär Scholz besucht Hensoldt am Standort Ulm. CEO Müller hilft.
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Protest von Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern 
(im Bild Schauspieler Rolf Becker) vor dem Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle im Jahr 2021

Nach mehr als einem Jahr „Zeitenwen-
de“ in der Politik der Bundesregierung be-
kräftigen wir als Gewerkschafter*innen 
unsere Positionen für Frieden, Abrüstung 
und Völkerverständigung. Als Teil der 
Friedens- und antimilitaristischen Bewe-
gung und vor dem Hintergrund fehlender 
100 Milliarden in der Bildung, stellen wir 
uns als Lehrer*innen, Erzieher*innen, 
Pädagog*innen, Student*innen und 
Wissenschaftler*innen in Bildung und 
Forschung gegen weitere Aufrüstung und 
Militarisierung.

Unsere Positionen sind hochaktuell, 
denn jeder weitere Tag des Angriffs-
kriegs gegen die Ukraine bedeutet für die 
betroffenen Menschen mehr Leid und 
Zerstörung. Wir hören von bis zu 1.000 
Toten pro Tag auf jeder Seite. Mit jedem 
Tag wächst die Gefahr der Ausweitung 

der Kampfhandlungen. Der Welt droht 
immer mehr ein neuer großer Krieg. Der 
Schatten eines Atomkrieges liegt über 
Europa. Militär und Krieg sind maßgeb-
liche Faktoren der Umweltzerstörung und 
damit die größten Fluchtursachen.

Diese Entwicklung kann nicht im In-
teresse der abhängig Beschäftigten sein, 
für die unsere Gewerkschaften stehen. 
Wir brauchen keine Milliardenpakete 
für Aufrüstung, sondern für Bildung, 
Gesundheit, Umwelt und Soziales. Das 
Wichtigste im Moment ist die Gewalt-
Spirale zu stoppen, den Weg zu einem 
sofortigen Waffenstillstand und Verhand-
lungen ohne Vorbedingungen zu finden.

Wir wissen, dass das erste Opfer in 
Kriegssituationen die Wahrheit ist. Des-
halb brauchen wir in den Bildungsein-
richtungen verstärkt politische Bildung 

und eine aufgeklärte Medienerziehung 
für den kritischen Umgang mit Kriegs-
propaganda. Wir stehen weiterhin gegen 
jede Militarisierung im Bildungsbereich 
und gegen die Rekrutierung Minderjäh-
riger durch die Bundeswehr. Wir sagen: 
Unter 18 nie!

Als Bildungsgewerkschaft fordert die 
GEW Bayern:

Stärkung der friedenspolitischen Bil-
dung!

Mehr Geld für Bildung anstatt für 
Aufrüstung!

Zurücknahme des Aufrüstungspro-
gramms!

Frieden schaffen ohne Waffen!
Für einen sofortigen Waffenstillstand!
Die Bundesregierung muss alle Ener-

gien auf diplomatische Anstrengungen 
legen!”

Die GEW-Kolleginnen und -Kollegen sind offensichtlich nicht bereit, friedenspolitische Positionen aufzugeben. 
Dazu: Beschluss der Landesvertreter:innenversammlung der GEW, 20. – 22. April 2023:

Auf Draht dokumentiert 

Positio
nen der DGB-Gewerkschaften zum Krieg

„Perspektiven für Frieden, Sicherheit 
und Abrüstung in einer Welt im Umbruch

(…) Die Ukraine bei ihrer Verteidigung 
gegen die russischen Angriffe und ihrem 
Bemühen um Wiederherstellung territo-
rialer Integrität auch mit militärischem 
Material wie Waffen aus den Reihen 

Verdi zum Ukraine-Krieg: 
Die Verdi-Führung will bisherige gewerkschaftliche Positionen für Frieden und gegen Krieg umbrechen. 
In einem Antrag an den Gewerkschaftstag im September heißt es u. a. dazu:

der Nato-Mitglieder zu unterstützen, ist 
völkerrechtlich zulässig und eine Unter-
stützung der Angegriffenen, die es ihnen 
ermöglicht, sich weiter zu verteidigen. 
Zugleich ergibt sich daraus für die unter-
stützenden Staaten wie Deutschland eine 
besondere Verantwortung, mit Blick auf 

Art, Umfang und Schwere des gelieferten 
militärischen Materials, nicht selbst zu 
einer Kriegspartei in diesem Konflikt zu 
werden. Das Wohl der eigenen Bevölke-
rung darf nicht gefährdet werden. (...)“

Das Geschäft mit dem Tod floriert Und Kanzler Scholz ist in Europa mit seinem von Friedenstauben durchsetztem Parlament und der 
Ampel-Regierung in Europa an vorderster Stelle mit bei den Waffendealern. Hierbei wurden 2021 mit 9,35 Milliarden Euro der höchste 
jemals genehmigte Betrag demokratisch abgestimmt. Für 2022 war es dann mit 8,36 Milliarden Euro der zweithöchste zugestimmte 
Rüstungsexport, wie es für die todbringenden Waffenlieferungen verharmlosend heißt. In diesem Jahr sind es bis Juni bereits 4,62 
Milliarden, damit rund 12 Prozent mehr als 2022 im gleichen Zeitraum. Hierbei für die Ukraine vom 1. Januar bis 19. Juni 2023 1,18 
Milliarden.                                                                                                                                                                               nLU
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 o Ich will die  gerne regelmäßig bekommen – bitte schickt mir immer die neue Ausgabe!
 o Ich will die DKP kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
 o Ich will die Gruppe KAZ kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
  

 
 Vorname und Name        Tel.:

 Straße, Postleitzahl und Wohnort       eMail:

Bitte einsenden an: Auf Draht=c/o Jörg Högemann=Kellerstr. 28=81667 München

Orhan Akman ist ein kämpferischer 
und fürs Kapital unbequemer Ge-

werkschafter. Seit 26 Jahren setzt er sich 
für die Rechte arbeitender Menschen 

Die junge Welt vom 22. Mai 2023 berichtete: Angriff auf Verdi-Gewerkschafter Akman 
In die Wohnung des Verdi-Vorstandskandidaten Orhan Akman ist offenbar eingebrochen und Buttersäure ausgebracht worden. Dies 
teilte der Gewerkschafter am Sonntag mit. Den Einbruch und den angerichteten Schaden habe er am Sonnabend bemerkt. Am Türgriff 
habe eine Kopie seines Schriftsatzes mit der Klage gegen das Nominierungsverfahren der für den Handel zuständigen Verdi-Abteilung 
gehangen. In der Wohnung seien private Ordner „durchwühlt und offen auf dem Sofa liegend” vorgefunden worden. Die Kriminalpolizei 
habe Spuren gesichert. Er lasse sich „weder durch kriminelle Einbrecher noch von politischen Gegnern einschüchtern”, betonte Akman.

ein – von Galeria Karstadt Kaufhof, über 
H&M und Zara bis hin zu Amazon. Er ist 
der Leiter der Verdi-Bundesfachgruppe 
für den Einzel- und Versandhandel. 

Kündigung abgeschmettert!
Kollege Orhan Akman gehört zu Verdi.

Doch seitdem er für den Verdi-Bundes-
vorstand kandidiert, gerät sein Leben 
aus den Fugen. (Auf Draht berichtete) 
Als Orhan im April 2022 seine Kandidatur 
bekannt gab, wurde er durch den beste-
henden Vorstand mit arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen überhäuft und bestraft. 
Kollege Orhan ist wohl zu kritisch, zu 
aufmüpfig. Wer mehr über die teilweise un-
glaublichen Vorwürfe wissen will, schaut 
auf seine Webseite: www.orhan-akman.de.    
Höhepunkt waren die Ende August 2022 
ausgesprochenen zwei fristlosen Kündi-
gungen sowie Orhans Abberufung als Bun-
desfachgruppenleiter. In seiner Abwesen-
heit wurde sein Büro geräumt, sein dienst-
licher E-Mail-Account, sein Notebook und 
sein Handy deaktiviert. Solche Methoden 
kennt man als Gewerkschafter eigentlich 
vom Gegner, bekannt als „Union busting“. 
Gegen diese willkürlichen, arbeitsrechtli-
chen Maßnahmen wehrte sich Orhan vor 
dem Berliner Arbeitsgericht – mit Erfolg. 
Das Gericht erklärte im Dezember 2022 
die Kündigungen für unwirksam und stellte 
zudem fest, dass Orhan bis zu einem rechts-
kräftigen Urteil weiter als Bundesfachgrup-
penleiter Einzelhandel zu beschäftigen sei. 
Der Verdi-Bundesvorstand hatte Berufung 
eingelegt und hinderte Orhan weiterhin 
daran, seiner gewerkschaftlichen Arbeit 
als Bundesfachgruppenleiter nachzugehen.  
Am 5. Juli hat nun die Berufungsverhand-
lung am Landesarbeitsgericht Berlin-Bran-
denburg ergeben, dass die Kündigungen 
nicht rechtmäßig waren. Die Berufung 
wurde vom Verdi-Bundesvorstand zu-
rückgezogen.

Orhan ist mutig – Respekt! Aber er kann 
nur bestehen, wenn er weiter Solidarität 
erfährt. Seine Sache muss die Sache aller 
aktiven Gewerkschafter in Verdi und dar-
über hinaus werden! Informiert Euch auf 
seiner Webseite: www.orhan-akman.de.

nkrn
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Schuften 
bis zum Umfallen 

In einer Pressemitteilung des Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Instituts der 
Hans-Böckler-Stiftung (WSI) hieß es am 
27. Juni: „Mehr als ein Viertel der Beschäf-
tigten in Deutschland bezweifelt, dass sie 
in ihrem Beruf unter den aktuellen Anfor-
derungen bis zum Rentenalter durchhalten 
können. Gut 20 Prozent glauben, das eher 
nicht zu schaffen. Weitere knapp sieben 
Prozent sind demnach sogar überzeugt, 
ihre Arbeit auf keinen Fall durchhalten zu 
können. Noch deutlich höher (59 Prozent) 
ist die Zahl unter Beschäftigten, die ihre Ar-
beitssituation generell als stark belastend 
empfinden.“ (junge Welt, 28. Juni 2023) 

Am 7. Juni wurde das neue Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz nun auch 

im Bundesrat verabschiedet. „‘Das neue 
Fachkräfteeinwanderungsrecht ist der 
Startschuss, um im internationalen Wettbe-
werb die besten Kräfte für Deutschland zu 
gewinnen‘, sagte Innenministerin Nancy 
Faeser (SPD). Überall fehlten Fachkräfte, 
das sei für die Wirtschaft und den Wohl-
stand ein Problem.“ So die Begründung für 
das neue Gesetz.

Seit Jahrzehnten wird hierzulande an 
Bildung gespart. Unter den EU-Staaten 
steht die BRD mit einem Anteil von 4,7 
Prozent des Bruttoinlandprodukts, der für 
Bildung ausgegeben wird, erst an achter 
Stelle. Zusätzlich sind die Arbeitsbedin-
gungen z.B. in Krankenhäusern, Alten- 
und Pflegeheimen miserabel. Geringe 
Löhne für das Pflegepersonal, von denen 
die Kolleginnen und Kollegen nur schlecht 
leben können. Permanente Überlastung 
und Überstunden bringen viele dazu, sich 
einen anderen Job zu suchen. 

Kostensparende 
Fachkräftebeschaffung

Nun also sollen zusätzliche Fachkräfte aus 
nicht EU-Staaten es richten, für die, so das 
Kalkül, die schlechten Bedingungen hier 
noch besser sind als das Elend zuhause. 
Es wäre eine „win-win-Situation“ erklärte 
Arbeitsminister Heil bei seinem Besuch in 
Brasilien. Schließlich liege die Arbeitslo-
sigkeit bei den Pflegeberufen in Brasilien 
über 10 Prozent, sie würden dort also 

„Für Wirtschaft und Wohlstand“
Bundestag und Bundesrat haben das Fachkräfteeinwanderungsgesetz beschlossen.

nicht fehlen und hier gebraucht. Nun sagt 
die Erwerbslosigkeit bekanntlich weniger 
darüber aus, ob Fachkräfte in einem Land 
gebraucht werden, sondern mehr darüber, 
ob ausreichend Geld vorhanden ist, um die 
Bevölkerung z.B. medizinisch gut zu ver-
sorgen. Tatsache ist auf jeden Fall, dass die 
Ausbildungskosten die Herkunftsstaaten 
tragen, ohne davon etwas zu haben. Die 
reiche BRD spart sie sich ein. So arbeiten 
z.B. schon jetzt 60.000 Ärzte in Deutsch-
land, ein Anteil an allen Ärzten von 14 
Prozent, die aus anderen EU-Ländern wie 
Polen oder Rumänien kommen und dort 
fehlen. Hier dagegen wird seit Jahrzehnten 
durch rigide Zugangsbeschränkungen zum 
Medizinstudium dafür gesorgt, dass die 
staatlichen Ausgaben für die Ausbildung 
von Medizinern beschränkt bleiben. Auch 
das ist eine Art Ausbeutung anderer, weni-
ger reicher Länder. 

Mit dem neuen Gesetz zur Einwande-
rung von Fachkräften soll diese kostenspa-
rende, weltweite Fachkräftebeschaffung 
nun intensiviert werden, indem Hürden 
abgebaut, der bürokratische Aufwand 
verringert werden.

Unnütze …
Gleichzeitig leben in diesem Land Tausen-
de, die aufgrund hiesiger Bestimmungen 
nicht arbeiten dürfen, egal welche Quali-
fikation sie haben, weil sie noch nicht als 
Flüchtlinge anerkannt sind. Und weitere 
Tausende, deren Asylantrag abgelehnt wor-
den ist und aus verschiedenen Gründen 

nicht abgeschoben werden, aber keine ent-
sprechende Arbeitserlaubnis bekommen. 
Darüber hinaus gibt es noch diejenigen 
Kolleginnen und Kollegen, die einen Job 
oder einen Ausbildungsplatz haben, also 
doch zum „Wohlstand dieses Landes“ 
beitragen und trotzdem von Abschiebung 
bedroht sind oder gar vom Arbeitsplatz 
weg abgeschoben werden. 

… und nützliche Einwanderer?
Um diesen himmelschreienden, men-
schenverachtenden Widersinn etwas abzu- 
mildern, bestimmt das neue Gesetz nun, 
dass Menschen, die vor dem 29. März 
2023 hierher geflüchtet sind sowie eine 
entsprechende Qualifikation und ein Ar-
beitsplatzangebot haben, ihren Antrag auf 
Asyl zurücknehmen und eine Aufenthalts-
erlaubnis als Fachkraft beantragen kön-
nen. Für Geflüchtete, die nach dem 29.3. 
hierherkommen, gilt das nicht. Schließlich 
soll keinerlei „Anreiz“ geschaffen werden, 
vor Verfolgung und Krieg, Natur- und 
sonstigen Katastrophen hierher zu flüch-
ten. Wer die Grenzen überschreitet, hier 
leben und arbeiten will, will dieser Staat 
nach dessen Nützlichkeit bestimmen. 
Nützlich, um das Arbeitskräftereservoir 
in den kaputt gekürzten Krankenhäusern 
aufzufüllen. Nützlich, um mit ausreichend 
IT-Spezialisten gegenüber der Konkurrenz 
“wettbewerbsfähig“ zu bleiben oder zu 
werden. Nützlich, um mit stets zur Verfü-

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 6 ´
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Frieden erfordert Sozialismus: Münchner Arbeiterjugend im Kampf gegen Krieg

„Europäische Wertegemeinschaft“: Abschottung mit Stacheldraht.

gung stehenden Arbeitern die reibungslose 
Profitproduktion zu gewährleisten. Nütz-
lich, solange sie gebraucht werden. Denn 
eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis oder 
gar einen deutschen Pass bekommen auch 
diese Einwanderer nicht. Werden sie nicht 

Fo
to

: 
Ru

pe
rt

  O
be

rh
äu

se
r

´ Fortsetzung von Seite 5

„Für Wirtschaft und Wohlstand“

mehr gebraucht, stehen sie auf der Straße 
wie jede Arbeiterin oder jeder Arbeiter, 
wenn die Arbeitskraft nicht gebraucht 
wird. Doch sie können dann heimge-
schickt werden. 

Übrigens: Für das Jahr 2024 ist eine Kür-
zung des Etats für den Bereich Bildung und 
Forschung geplant.   Einzig der Kriegsetat 
steigt.                                                      ngr

Fo
to

: 
A

til
la

 K
is

be
nd

en
ek

Bundesrepublikanische Einwanderungspolitik unterscheidet zwischen nützlichen Arbeitskräften und ...

 ... unnützlichen Flüchtlingen – diese werden wie hier in Ungarn mit Stacheldraht und hoch zu Roß erwartet.
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Dieses Jahr musste sich OB Reiter 
schon gründlich über sein eigenes 

Rathaus ärgern. In einem Gespräch mit 
der Süddeutschen Zeitung (SZ plus, 10. 
Februar 2023) meint er, die Arbeit der 
Stadtverwaltung gehe viel langsamer als sie 
eigentlich sein könnte. Es gehe vieles nicht 
voran, obwohl bei der Stadt genauso fähige 
Fachleute sitzen wie anderswo. Voilà Herr 
Reiter, ihre Sendlinger Mitbürger greifen 
Ihnen hier gern unter die Arme mit einem 
Vorschlag, der Tempo machen wird.

Das „Sendlinger Loch“ (siehe Titel) zu 
bebauen wäre doch eine klassische Auf-
gabe für die städtischen Fachleute. Die 
städtischen Wohnbaugesellschaften haben 
schon ganz andere Projekte gestemmt! 
Die Luxuswohnungsspekulationsgesell-
schaft (30 Mitarbeiter, die nach eigenen 
Angaben „So einzigartig wie unsere Im-

mobilien sind…“), die vor fast 3 Jahren das 
„Sendlinger Loch“ ausgehoben hat, muss 
sowieso die Baugenehmigung verlängern 
lassen. Sie muss die Verlängerung bei der 
Stadt beantragen, weil sie nicht in der 
Lage ist, ein Wohnhaus mit Supermarkt zu 
bauen. Wie OB Reiter der SZ versichert, 
hat die Stadtverwaltung „…so viele gute 
Juristinnen und Juristen…“, die könnten 
doch mal dem Bauspekulanten verschärft 
vorschlagen, mit der Stadt zu kooperieren. 
Die Stadt München bekommt sicher die 
nötigen Kredite, die der erfolglose Speku-
lant für sein Loch nicht bekommt.

Das ist auch die Meinung des Sendlinger 
Bezirksausschuss. In einem kürzlichen 
Antrag an die Stadt heißt es: „…Sendling 
braucht Mietwohnungen – und Wohnun-
gen in städtischer Hand – daher sollten die 
städtischen Wohnungsgesellschaften mit 

dem Investor in Verhandlung treten und 
das Grundstück bestenfalls kaufen.“ (BA-
Antrag, B 05313, Status: in Bearbeitung)

Der Investor „M-Concept“, der gar nicht 
investieren kann, will natürlich warten, bis 
er Käufer findet, die z.B. 600.000 Euro für 
ein 40qm Appartement hinblättern.

Die Sendlinger wollen aber nicht warten, 
bis sie von Investoren vertrieben werden. 
Die Sendlinger setzen auf kommunalen 
Wohnungsbau, denn der darf keine Gewin-
ne machen, die in private Taschen fließen.

Der ungeduldige OB Reiter könnte 
selbst dazu beitragen, dass es beim Bau 
erschwinglicher Wohnungen schneller 
vorangeht. Er braucht nur den Sendlinger 
Antrag zu unterstützen.                     nmuk
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Titelseite:

  Keine Solidarität mit dem Kapital  
Menschen fallen! Aktien steigen!
 und	 weitere	 Artikel	 u.a.:

   Digitale Souveränität - Teil 5

Wir wollen bezahlbare Wohnungen!
Jetzt aber ran, Rathaus!

Kommunaler Wohnungsbau!
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Wir wünschen unseren Leserinnen und Lesern einen erholsamen Urlaub
Die nächste Ausgabe der Auf Draht erscheint am 12. September 2023

Am 17. Juni versammelten sich mehrere vor allem junge Menschen vor dem Mira Einkaufszentrum gegen den Tag der Bundeswehr.
Die Teilnehmer der Demonstration machten in verschiedenen Redebeiträgen deutlich, dass sie nicht einverstanden sind mit dem Kriegs-
kurs der Bundesregierung und damit, dass der Tag der Bundeswehr ein weiteres Mal zum Anlass genommen wird, die Militarisierung 
im Inneren voranzutreiben und die Bundeswehr ansprechend zu inszenieren.

Fünf Jahre ist es nun her, dass von der bayerischen Staatsregierung ein verschärftes bayerisches Polizeiaufgabengesetz gegen den 
Protest von zehntausenden Demokraten und Antifaschisten in Kraft gesetzt worden ist. Nach diesem Gesetz kann die Polizei bereits bei 
einer ihrer Meinung nach „drohenden Gefahr“ tätig werden und Menschen ohne jegliches Gerichtsurteil in „Präventivhaft“ einsperren.  
Nur zum Schutz vor Terroristen, meinte damals der Bayerische Innenminister. Heute zeigt sich, dass sogar Klimaaktivisten, deren Ver-
brechen darin besteht, die Straßen zu blockieren, in Präventivhaft genommen werden. Am 18. Juni gingen deshalb erneut rund 800 
Demonstranten unter dem Motto „Fünf Jahre PAG sind genug“ auf die Straße.


